
auch in der offiziellen Verhandlungsphase das 
Rederecht. 
Die CSD erweist sich immer mehr als Versuchs­
feld und Präzedenzfall für neue Formen der Ko­
operation zwischen Regierungen und NGOs. 
Dies kann durchaus Auswirkungen auf andere 
UN-Gremien und auf die Zusammenarbeit im 
nationalen und regionalen Bereich haben. 

Fazit 

Umweltminister Töpfer hatte in seiner Rede zur 
Eröffnung des Ministertreffens im Rahmen der 
CSD-Tagung gefordert: »Die CSD und damit je­
de hier vertretene Regierung muß ein klares Sig­
nal aussenden, daß der politische Wille da ist, 
Absichtserklärungen in konkretes Handeln um­
zusetzen.« Trotz dieses Appells blieben solche 
Signale bislang weitgehend aus. Das bloße Wie­
derholen unverbindlicher Absichtserklärungen 
hat für die internationale Umwelt- und Entwick­
lungspolitik jedoch keine Bedeutung. Eine Fest­
stellung, die unter diesen Voraussetzungen auch 
für die CSD selbst gelten würde. 

Jens Martens • 

UNCTAD: Lage der L D C nur unwesentlich 
verbessert - Politische Instabilität und krie­
gerische Auseinandersetzungen erschweren 
den Hilfsprozeß (15) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/1993 
S. 175f. fort.) 

Nach wie vor gibt es 47 Staaten, mit einer Ge­
samtbevölkerung von 500 Millionen Men­
schen, die von den UN als am wenigsten ent­
wickelte Länder (Least Developed Countries, 
LDC) eingestuft werden. Das in Paris im Sep­
tember 1990 angenommene Aktionsprogramm 
der UN zugunsten der LDC für die neunziger 
Jahre dokumentierte auf eindrucksvolle Art 
und Weise den Wunsch der internationalen Ge­
meinschaft, diesen Ländern zu helfen. Im Rah­
men dieses Programms wurde die UNCTAD 
damit betraut, die Überprüfung und Bewertung 
im Hinblick auf die Umsetzung des Programms 
zu übernehmen. Der nun vorliegende Bericht 
(The Least Developed Countries. 1993-1994 
Report, UN Publ. E.94.II.D.4) ist der zehnte in 
Folge. 

Auch wenn sich die wirtschaftliche Situation der 
LDC im geringen Umfang gebessert hat, bleibt 
die Lage insgesamt doch mehr als unbefriedi­
gend. Das Wachstum für die gesamte Länder­
gruppe hat 1993 um 2 vH zugenommen, obwohl 
1992 lediglich 0,4 vH erwartet worden waren. 
Konstante Wetterbedingungen unterstellt, könn­
te das Wachstum für die LDC 1994 2,8 vH errei­
chen. Dabei sind es mitunter militärische Aus­
einandersetzungen, die eine wirtschaftliche 
Wiederbelebung in vielen Regionen unmöglich 
machen. In derartigen Fällen ist häufig eher hu­
manitäre Hilfe denn Entwicklungshilfe zu lei­
sten. Aber auch diese Hilfe kann oft, ob der in 
den betroffenen Regionen herrschenden Kämp­
fe und Auseinandersetzungen, nicht gewährt 
werden. Doch auch die politische Instabilität in 

vielen Regionen verhindert allzu oft einen kon­
tinuierlichen Aufbauprozeß. 
Die wirtschaftliche Situation der afrikanischen 
LDC hat sich dabei weiter verschlechtert. Es 
steht zu erwarten, daß das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) für 1992 im dritten Jahr in Folge nicht 
wachsen wird. Die Voraussagen für 1993 und 
1994 gehen davon aus, daß der weitere Verfall 
zwar aufzuhalten sein wird, aber an ein Wachs­
tum noch lange nicht zu denken ist. Für die afri­
kanischen LDC sind es nach wie vor die Wetter­
bedingungen, die ihre gegenwärtige ökonomi­
sche Situation beeinflussen. Für sie ist die Land­
wirtschaft noch immer der wichtigste und zu­
gleich unzuverlässigste Bestandteil ihrer Volks­
wirtschaften. Gerade diese Länder sind aber 
1992 durch eine schwere Dürre betroffen gewe­
sen, die zusammen mit den instabilen Wetterbe­
dingungen im Jahre 1993 die Nahrungsmittella­
ge verschlechterte. 

Für die asiatischen LDC läßt sich feststellen, 
daß die Gesamtproduktion um durchschnittlich 
4,7 vH im Jahre 1993 gestiegen ist. Dabei sind 
die Wachstumsraten von Land zu Land durch­
aus unterschiedlich. Dieses hängt mit den unter­
schiedlichen Wetterbedingungen in den einzel­
nen Ländern zusammen. Sollten die Wetterbe­
dingungen im Jahre 1994 konstant bleiben, 
könnte sich dieser positive Aufwärtstrend fort­
setzen. Dennoch bleibt festzustellen, daß auch 
hier eine große Gruppe der Bevölkerung nach 
wie vor unter extremer Armut und Arbeitslosig­
keit leidet. 
Obwohl in den LDC rund 10 vH der Weltbevöl­
kerung leben, sind diese noch immer vom Welt­
handel ausgegrenzt. So waren die Exporteinnah­
men der LDC 1992 nicht höher als 1980. Der 
Grund dafür dürfte in ihrer Abhängigkeit von 
dem Export von Rohstoffen liegen. 
Um ihre Produktivität und die Exportrate zu 
steigern, haben eine Reihe von LDC insbeson­
dere in Afrika im großen Umfange Handelser­
leichterungen eingeführt. Die damit erzielten 
Erfolge waren dann jedoch recht unterschiedli­
cher Natur. Nach Ansicht der UNCTAD sollte 
gerade in diesem Bereich auf die unterschiedli­
chen Bedürfnisse, Stand der Entwicklung und 
spezifischen Charakteristika der Länder einge­
gangen werden. 

Festzustellen bleibt, daß sich die Länder in ei­
nem Teufelskreis befinden. Eine Verschlechte­
rung der Wirtschaftslage hat in diesen Staaten 
immer automatisch zur Folge, daß im Bereich 
der öffentlichen Ausgaben, namentlich bei der 
Gesundheitsfürsorge und im Bereich des Bil­
dungswesens, gespart wird. Dieses beeinflußt 
nicht nur die unmittelbaren gegenwärtigen Le­
bensumstände, sondern stellt für die zukünftige 
Entwicklung eines Landes in den meisten Fällen 
darüber hinaus auch einen irreparablen Schaden 
dar. Denn in diesen Ländern können unter derar­
tigen Bedingungen keine Führungskräfte für die 
Wirtschaft heranwachsen. Fragen der Gesund-
heitsvorsorge und der Ausbildung stehen so in 
einem direktem Zusammenhang mit einem 
blühenden Gemeinwesen und einer funktionie­
renden Wirtschaft. 

Ohne die Hilfe der internationalen Gemein­
schaft, so der Bericht, sind die aus der Unterent­
wicklung resultierenden Folgen unabsehbar. 
Die Destabilisierung ganzer Regionen, eine zu­

nehmende Migration und eine immer weiter 
fortschreitende Zerstörung der Umwelt werden 
auch für die entwickelten Länder nicht ohne Fol­
gen bleiben. Nur gemeinsame Anstrengungen, 
um den sozialen und wirtschaftlichen Verfall in 
den LDC aufzuhalten, dazu gehören auch Fra­
gen der Umschuldung (Schulden der LDC 1991 : 
115 570 Mil l US-Dollar), können hier »ein 
großes Fenster der Hoffnung« für diese Länder 
aufstoßen. 

Victor Beermann • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Sozialpakt: 8. und 9. Tagung des Sachver­
ständigenausschusses - Einführung eines 
Individualbeschwerdeverfahrens gefor­
dert - Verbesserte Beteiligung von Nicht­
regierungsorganisationen - Zweitbericht 
Deutschlands geprüft (16) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/1993 
S. 103 fort. Text des Paktes: VN 1/1974 S. 21 ff.) 

Die Notwendigkeit, die im Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (Sozialpakt) enthaltenen Garantien zu 
konkretisieren und fortzuentwickeln, betonte 
der Ausschuß für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte (CESCR) auf seiner achten 
und neunten Tagung im Jahre 1993. Zu diesem 
Zweck soll - wie auch von der Wiener Men­
schenrechtskonferenz, gefordert - ein Zusatz­
protokoll zum Sozialpakt ausgearbeitet werden 
zur Einführung eines dem Zivilpakt entspre­
chenden Individualbeschwerdeverfahrens. Daß 
die Kontrolle der Umsetzung des Sozialpakts in 
den 127 Vertragsparteien (Stand: 31.12.1993) 
verbessert werden muß, zeigt sich nach Ansicht 
des Ausschusses auch in dem bedenklichen 
Mangel an Kooperationsbereitschaft einzelner 
Staaten: 32 von ihnen haben bislang keinen Be­
richt vorgelegt. 
Eine wichtige und möglicherweise richtungwei­
sende Neuerung für UN-Organe, die mit der 
Überwachung der Umsetzung von menschen­
rechtlichen Verträgen befaßt sind, beschloß der 
Ausschuß auf seiner achten Tagung. Nunmehr 
werden Nichtregierungsorganisationen durch 
Anhörungen gleich zu Beginn der Sitzungsperi­
ode beteiligt; bislang waren nur schriftliche 
Kommentare zu den vorgelegten Staatenberich­
ten gestattet. 

8. Tagung 

Bei der Bei ichtsprüfung während der achten Ta­
gung des CESCR ( 10.-28.5.1993 in Genf) hatten 
die Experten immer wieder Anlaß, ihre Besorg­
nis über die Zunahme der Obdachlosigkeit in 
den Vertragsstaaten zu äußern. Als allgemeines 
Thema wurden die Probleme der alten Men­
schen in der Gesellschaft behandelt. Mit Be­
sorgnis sieht der Ausschuß die zunehmende 
Überalterung der Bevölkerung in den entwickel­
ten Ländern und deren zu erwartende negative 
Auswirkungen auf die Verwirklichung der so­
zialen Rechte. Die Experten und die Vertreter 
von Nichtregierungsorganisationen betonten die 
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